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Sehr geehrte Mandanten,

stellen Sie sich vor, Sie müssten nur noch arbeiten, wenn auch das

Finanzamt arbeitet. Wäre das nicht ein Traum? Zumindest von Seiten

des Finanzamtes scheint dieser Gedanke nicht komplett abwegig zu

sein.

In einem beim BFH anhängigen Verfahren (Az: VI R 37/17) geht es im

Wesentlichen um die Frage, ob ein nicht steuerlich beratener Steu-

erpflichtiger eine Festsetzungsfrist zur Antragsveranlagung auch dann

wahren kann, wenn er die Steuererklärung innerhalb der Frist bei einem

nicht zuständigen Finanzamt einreicht.

Das FG Köln (Az: 1 K 1637/14) hat dies bejaht. Die Richter sind der Mei-

nung, dass die Finanzverwaltung einem steuerlich nicht beratenen Bür-

ger nicht die Unzuständigkeit eines Amtes vorhalten kann, wenn sie

selbst nach außen als einheitliche Verwaltung auftritt.

In erster Linie war also zu klären, ob die Frist auch bei einem nicht

zuständigen Finanzamt gewahrt werden kann. Darüber hinaus findet

sich in der Rechtsfrage aber noch ein weiterer Punkt: Es soll näm-

lich auch geklärt werden, ob es zur Fristwahrung ausreicht, wenn

der Antrag am Tag des Fristablaufs bis 24 Uhr beim (unzuständigen)

Finanzamt eingeworfen wird, oder ob eine wirksame Antragstellung

nur zu den behördenüblichen Öffnungszeiten erfolgen kann.

Bevor Sie jedoch nun komplett Ihre Arbeit einstellen wollen, würden

wir an dieser Stelle sicherheitshalber noch die Entscheidung des BFH

abwarten wollen...

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.01.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.01. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Januar 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Januar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.01.2018.

Verzicht auf ein Privatdarlehen: Kein Verlust aus 
Kapitalvermögen

Wird ein privates Darlehen an einen Dritten vergeben, sind die dar-

aus entstehenden Zinsen Einkünfte aus Kapitalvermögen, für die die 

Abgeltungsteuer gilt. In Sonderfällen kommt jedoch der persönliche 

Steuersatz zum Zug. Anfallende Werbungskosten sind grundsätzlich 

mit dem Sparer-Pauschbetrag abgegolten.

Wird bei Kapitalanlagen einen Verlust erlitten, ist dieser zwar grund-

sätzlich steuerlich relevant. Anders sieht es jedoch aus, wenn der Ver-

lust durch eigenes Handeln aktiv herbeigeführt wird. Dies ist dann der 

Fall, wenn auf die Forderung aus dem Privatdarlehen freiwillig verzich-

tet wird.

Mit einem solchen Vorgang hatte sich das Finanzgericht Rheinland-

Pfalz zu beschäftigen. Im konkreten Fall hatte der Steuerpflichtige 

nach nur 20 Monaten Kreditlaufzeit auf 90% der Summe eines privat 

gewährten Darlehens an eine Kapitalgesellschaft einschließlich Zinsen 

verzichtet, weil das Unternehmen in finanziellen Schwierigkeiten war. 

Den verlorenen Geldbetrag wollte er mit positiven Kapitaleinkünften 

aus anderen Geldanlagen verrechnen.

Finanzgericht und Finanzamt waren hier anderer Meinung. Der Ansatz 

von Verlusten aus Kapitalanlagen und Anlagegeschäften ist nur dann 

möglich, wenn es sich um einen Veräußerungsverlust handelt. Eine 

Veräußerung fand aber gerade nicht statt. Die Forderung wurde nicht 

mit Verlust verkauft, sondern durch den Steuerpflichtigen freiwillig 

aufgegeben.

Erschwerend kam für die Richter hinzu, dass keine Sicherheiten verein-

bart wurden, obwohl sich das Unternehmen zum Zeitpunkt der Dar-

lehensgewährung bereits in erheblichen finanziellen Schwierigkeiten 

befunden haben muss. Deshalb scheidet der Abzug des Verlustes aus.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz vom 12.7.2016, 3 K 1133/14

Kindergeld: Aufhebung bei Doppelzahlungen

Wird ein Angestellter verbeamtet – was beispielsweise bei Lehrern 

vorkommen kann – ändert sich die zuständige Familienkasse. Die jetzt 

nicht mehr zuständige Familienkasse der Arbeitsagentur darf dann die 

Kindergeldfestsetzung aufheben.

Was eigentlich logisch klingt, wurde bis zum BFH durchgefochten. 

Auch dieser bestätigte nun aber, dass es nicht doppelt Kindergeld 

gibt und bestätigte dabei auch, dass die fünfjährige Festsetzungsfrist 

aufgrund leichtfertiger Steuerverkürzung nicht endet, bevor die Ver-

folgung der Steuerordnungswidrigkeit verjährt. Und diese beginnt erst 

mit der letztmals zu Unrecht erlangten Kindergeldzahlung.

Dieser Fall liegt der Entscheidung zugrunde:

Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) ist seit Mai 1995 als Lehrkraft 

beim Land Schleswig-Holstein beschäftigt. Er war zunächst zeitlich 

befristet im Angestelltenverhältnis tätig und wurde mit Wirkung zum 

1. November 1999 verbeamtet. Er ist verheiratet und Vater der im Fe-

bruar 1996 ehelich geborenen Tochter A. Die beklagte und revisions-

beklagte Familienkasse des Arbeitsamtes (Familienkasse) bewilligte 

Kindergeld, das der Kläger im Februar 1996 mit Zustimmung seiner 

Ehefrau beantragt hatte. Dabei ging die Familienkasse aufgrund ei-

ner telefonischen Mitteilung der Gattin des Klägers davon aus, dass 

der Zeitvertrag des Klägers mit dem Land Schleswig-Holstein zum 31. 

März 1996 auslaufen würde. Tatsächlich wurde das Arbeitsverhältnis 

des Klägers jedoch verlängert.
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Im Anschluss an seine Verbeamtung erhielt der Kläger Kindergeld 

für A auch vom Dienstherrn. Diese Zahlungen wurden in den jewei-

ligen Gehaltsbescheinigungen aufgeführt und erfolgten nach den 

Feststellungen des Finanzgerichts (FG) ohne Antrag des Klägers und 

ohne formelle Kindergeldfestsetzung. Eine vom Kläger im November 

2000 beim Dienstherrn eingereichte Erklärung zum Familienzuschlag 

enthielt unter der Rubrik „Kinder“ Angaben zum Namen und zum Ge-

burtsdatum der Tochter, zum Kindschaftsverhältnis und zur Zahlung 

des Kindergeldes an den Kläger.

Die Verbeamtung des Klägers blieb der Familienkasse unbekannt. Sie 

zahlte weiterhin Kindergeld für A, so dass der Kläger dieses ab No-

vember 1999 zweifach vereinnahmte. Die Doppelzahlungen wurden 

erst im August 2008 durch einen vom Bundesrechnungshof initiierten 

Datenabgleich aufgedeckt und sowohl dem Dienstherrn als auch der 

Familienkasse zur Kenntnis gebracht.

BFH, Urteil vom 6.4.2017, III R 33/15

Elterngeld Plus: Keine Partnerschaftsbonusmonate, 
wenn Erwerbstätigkeit nicht in rechtlich zulässiger 
Weise reduziert wird

Eltern, die beim Bezug von Elterngeld Plus gemeinsam den viermona-

tigen Partnerschaftsbonus in Anspruch nehmen wollen, müssen beide 

gleichzeitig die Erwerbstätigkeit in zulässiger Weise auf 25 bis 30 Wo-

chenstunden reduzieren. Wer durchgehend unverändert „offiziell“ voll 

arbeitet und volles Gehalt bezieht, kann nicht durch eine unzulässige 

Reduzierung der Arbeits- oder Ausbildungszeit die Voraussetzungen 

des Partnerschaftsbonus herbeiführen. Dies hat das Landessozialge-

richt (LSG) Baden-Württemberg entschieden.

Die klagenden Eheleute wurden im Januar 2016 Eltern einer Tochter. 

Sie beantragten Elterngeld, unter anderem in Form des viermonati-

gen Partnerschaftsbonus für den neunten bis zwölften Lebensmonat 

der Tochter. Die Ehefrau reduzierte ihre Erwerbstätigkeit in diesem 

Zeitraum von 40 auf 30 Stunden/Woche. Der Ehemann befand sich 

in Ausbildung (Studium für den gehobenen Verwaltungsdienst), de-

ren Umfang nach der Arbeitgeberbescheinigung des Landesamts für 

Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg durchgehend und 

unverändert 41 Wochenstunden betrug. Die beklagte Elterngeldstelle 

(Landeskreditbank Baden-Württemberg) lehnte den Partnerschafts-

bonus ab. Der Ehemann machte geltend, als Auszubildender könne er 

nicht als voll beschäftigt angesehen werden.

Widerspruch und Klage blieben erfolglos. Auch das LSG folgte der Ar-

gumentation der Eheleute nicht und gab der Landeskreditbank Recht. 

Die neue Regelung im Elterngeldrecht solle die Förderung von Eltern 

verbessern, die sich nach der Geburt gemeinsam um das Kind küm-

mern und dafür zeitweise die Berufstätigkeit reduzieren und in Teilzeit 

erwerbstätig sind. Auch der zur Berufsausbildung beschäftigte Ehe-

mann sei zwar als Arbeitnehmer im Sinne des Elterngeldrechts anzu-

sehen. Entscheidend sei aber, dass die Berufstätigkeit tatsächlich und 

auch in einer rechtlich zulässigen Weise reduziert werden muss.

Damit ließ das Gericht das Argument des Ehemannes nicht gelten, sein 

Stundenplan an der Hochschule umfasse nur 26 Wochenstunden und 

mehr mache er nicht. Da er offiziell 41 Wochenstunden in Ausbildung 

sei und nicht zeitlich reduziert und auch durchgehend das volle Gehalt 

bekommen habe, bestehe kein Anspruch auf die Partnerschaftsbonus-

monate für die Eheleute, so das LSG abschließend.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 07.11.2017, L 11 

EG 2662/17

Zweitwohnungssteuer: Liegt die „Wasserstelle“  
930 Meter entfernt, fehlt die Mindestausstattung

Grundsätzlich müssen Wohnungen im Sinne des Zweitwohnungssteu-

errechts selbst keine konkrete Mindestausstattung aufweisen (etwa 

Kochgelegenheit, Trink- und Abwasser, Strom und Heizung), um als 

„Zweitwohnung“ angesehen werden zu können. Es reicht aus, wenn 

entsprechenden Einrichtungen in „vertretbarer Nähe“ zur Verfügung 

stehen. Davon ist allerdings nicht auszugehen, wenn ein Bungalow mit 

seinem Trinkwasseranschluss nicht an eine Gemeinschaftsanlage an-

geschlossen ist und der sich etwa 930 Meter entfernt vom Grundstück 

befindet. 

Wegen dieser Entfernung kann keine „in vertretbarer Nähe zur Verfü-

gung stehende Einrichtung“ zur Trinkwasserversorgung angenommen 

werden, so das OVG Sachsen. Allein die Möglichkeit, den Bungalow 

zum Wohnen zu nutzen, bedeute nicht ohne weiteres, dass die Nut-
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zung der Trinkwasserentnahmestelle „zumutbar“ sei. Zweitwohnungs-

steuer darf deshalb für diese Wohnung nicht erhoben werden. 

OVG Sachsen-Anhalt, 4 L 55/13 vom 03.04.2013

Vermieter muss in gewissem Umfang Bescheinigung 
über haushaltsnahe Dienstleistungen erteilen

Ein Mieter kann von seinem Vermieter beanspruchen, in einer Be-

triebskostenabrechnung bestimmte Kosten so aufzuschlüsseln, dass 

der Mieter zum Zwecke der Steuerersparnis gegenüber dem Finanz-

amt haushaltsnahe Dienstleistungen in Abzug bringen kann. Dies stellt 

das Landgericht (LG) Berlin klar. In dem entschiedenen Fall müsse der 

Vermieter die Betriebskostenabrechnung so erstellen, dass bestimmte 

Nebenkosten sowie Kosten für Frisch- und Schmutzwasser nach ein-

zelnen Beträgen und zugrunde liegenden Leistungen aufgeschlüsselt 

werden. 

Die Parteien des Rechtsstreits hatten im Jahr 2014 einen Mietvertrag 

über eine Wohnung in Berlin-Charlottenburg geschlossen. Wie häu-

fig war der Mieter auch hier verpflichtet, auf die Kosten für Heiz- und 

Betriebskosten Vorauszahlungen zu leisten, über die dann perioden-

gerecht abzurechnen war. In der Klausel § 3 Nr. 4 des Mietvertrages 

war vereinbart, dass der Vermieter nicht verpflichtet sei, dem Mieter 

eine Bescheinigung über haushaltsnahe Dienstleistungen auszustel-

len. Mit seiner Klage nahm der Mieter den Vermieter dennoch darauf 

in Anspruch, ihm für das Jahr 2014 eine solche Bescheinigung auszu-

stellen, hilfsweise zumindest verschiedene Positionen, die Frisch- und 

Schmutzwasser und sonstige Nebenkosten betrafen, nach einzelnen 

Leistungen und Beträgen aufzuschlüsseln. 

Das LG Berlin gab dem Mieter hinsichtlich des eingeschränkten Hilfs-

klageantrages Recht, nachdem das Amtsgericht Charlottenburg in 

erster Instanz noch die Klage insgesamt abgewiesen hatte. Der Mieter 

habe das Recht, zumindest eine Betriebskostenabrechnung von dem 

Vermieter zu verlangen, anhand derer sich die Beträge ermitteln lie-

ßen, die für haushaltsnahe Dienstleistungen erbracht worden seien. 

Der Vermieter müsse zwar weder eine „Steuerbescheinigung nach § 

35a Einkommensteuergesetz“ erteilen noch gewissermaßen steuerbe-

ratend tätig werden und einzelne Betriebskostenarten ausdrücklich als 

Aufwendungen „für haushaltsnahe Dienstleistungen“ einordnen und 

bezeichnen. Der Mieter müsse jedoch die Möglichkeit erhalten, selbst 

anhand der Betriebskostenabrechnung zu ermitteln, welche Dienst-

leistungen erbracht und welche Beträge dafür aufgewendet worden 

sind. Dafür sei erforderlich, dass Pauschalrechnungen aufgeschlüsselt 

und der Anteil der Dienstleistungen ausgewiesen werden. 

Dem Mieter sei nicht zuzumuten, selbst anhand der Geschäftsunterla-

gen bei der Hausverwaltung die Einzelrechnungen zusammenzustellen 

und zuzuordnen. Dies obliege vielmehr dem Vermieter. Für ihn falle 

kaum messbarer zusätzlicher Aufwand an, wenn er die Betriebskos-

tenabrechnung erstelle beziehungsweise erstellen lasse und in diesem 

Rahmen die zuvor beschriebenen Erläuterungen in die Abrechnung mit 

aufgenommen würden. Dieser Verpflichtung könne sich der Vermieter 

nicht durch die Klausel in § 3 Nr. 4 des Mietvertrages entziehen. Eine 

solche Klausel benachteilige den Mieter unangemessen und sei zudem 

als überraschende Regelung unwirksam. 

Landgericht Berlin, Urteil vom 18.10.2017, 18 S 339/16

BMF-Schreiben gibt Aufschluss, was zu  
anschaffungsnahen Herstellungskosten zählt

In einem aktuellen Schreiben behandelt das Bundesfinanzministerium 

(BMF) die Frage, was zu den anschaffungsnahen Herstellungskosten 

im Sinne von § 6 Absatz 1 Nr. 1a  Einkommensteuergesetz (EStG) zählt 

und nimmt dabei Bezug auf die neuere Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofes (BFH).

Der BFH hat mit Urteilen vom 14.06.2016 (IX R 25/14, IX R 15/15 und 

IX R 22/15) entschieden, dass zu den anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten nach § 6 Absatz 1 Nr. 1a in Verbindung mit § 9 Absatz 5 Satz 2 

EStG sämtliche Aufwendungen für bauliche Maßnahmen gehören, die 

im Rahmen einer Instandsetzung und Modernisierung im Zusammen-

hang mit der Anschaffung des Gebäudes anfallen. Dazu zählen sowohl 

originäre Aufwendungen zur Herstellung der Betriebsbereitschaft 

durch Wiederherstellung funktionsuntüchtiger Gebäudeteile sowie 

Aufwendungen für eine über den ursprünglichen Zustand hinausge-

hende wesentliche Verbesserung des Gebäudes im Sinne des § 255 

Absatz 2 Satz 1 Handelsgesetzbuch als auch Schönheitsreparaturen. 

Soweit der BFH bisher bei Schönheitsreparaturen einen engen räumli-

chen, zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit den Modernisie-
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rungs- und Instandsetzungsmaßnahmen gefordert hatte, hält er daran 

nicht mehr fest. 

Der BFH hat zudem klargestellt, dass bei der Prüfung, ob die Aufwen-

dungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen zu an-

schaffungsnahen Herstellungskosten im Sinne von § 6 Absatz 1 Nr. 1a 

EStG führen, bei einem aus mehreren Einheiten bestehenden Gebäude 

nicht auf das gesamte Gebäude, sondern auf den jeweiligen selbst-

ständigen Gebäudeteil abzustellen ist, wenn das Gesamtgebäude in 

unterschiedlicher Weise genutzt wird. Maßgeblich ist insoweit, ob die 

einzelnen Gebäudeteile in verschiedenen Nutzungs- und Funktionszu-

sammenhängen stehen.

Wie das BMF jetzt bekannt gibt, sind die Grundsätze der BFH-Urteile 

– unter Beachtung des § 176 Absatz 1 Nr. 3 Abgabenordnung – in allen 

offenen Fällen anzuwenden. Es werde jedoch nicht beanstandet, wenn 

auf Antrag des Steuerpflichtigen abweichend hiervon die bisherige 

BFH-Rechtsprechung zur Behandlung der Schönheitsreparaturen im 

Zusammenhang mit anschaffungsnahen Herstellungskosten und die 

bisher von der Finanzverwaltung vertretene Rechtsauffassung, dass 

eine gebäudebezogene Prüfung der Aufwendungen nach § 6 Absatz 

1 Nr. 1a EStG vorzunehmen ist, auf Sachverhalte weiter angewendet 

wird, bei denen der Kaufvertrag beziehungsweise ein ihm gleichste-

hender Rechtsakt vor dem 01.01.2017 abgeschlossen wurde. 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 20.10.2017, IV C 1 - S 2171-

c/09/10004 :006

Unterhaltsverfahren: Falschangaben können  
Unterhaltsanspruch kosten

Nach einer Trennung kann der bedürftige Ehegatte Unterhalt vom 

ehemaligen Partner verlangen, wenn dieser über mehr Einkommen 

als der andere verfügt. Kommt es zu Streit hierüber, entscheidet das 

Familiengericht. Dieses kann aber auch einem eigentlich Berechtigten 

Unterhalt versagen, wenn er im Prozess nicht die Wahrheit sagt, indem 

er zum Beispiel eigenes Einkommen verschweigt, wie das Oberlandes-

gericht (OLG) Oldenburg entschieden hat. 

Die Ehefrau hatte nach der Trennung einen Minijob angenommen. In 

einem Verfahren vor dem Amtsgericht Aurich verlangte sie Trennungs-

unterhalt von ihrem Mann, verschwieg aber, dass sie eigene, wenn 

auch geringe, Einkünfte hatte. Auf den Hinweis des Gerichts, dass nicht 

plausibel sei, wovon sie lebe, erklärte sie, Verwandte würden ihr Geld 

leihen, das sie aber zurückzahlen müsse.

Der Ehemann hatte indes inzwischen erfahren, dass seine Frau einer 

Arbeit nachging. Er wies im Prozess darauf hin und konnte sogar eine 

Zeugin benennen. Die Frau musste ihre Angaben korrigieren.

Das OLG Oldenburg hat daraufhin einen Unterhaltsanspruch der ei-

gentlich unterhaltsberechtigten Frau verneint. Vor Gericht sei man zur 

Wahrheit verpflichtet. Hinzu komme, dass das unterhaltsrechtliche 

Verhältnis zwischen Eheleuten in besonderem Maße durch die Grund-

sätze von Treu und Glauben beherrscht sei. Eine Inanspruchnahme des 

Mannes trotz der falschen Angabe wäre daher grob unbillig.

Die Versagung des Unterhaltsanspruchs treffe die Frau auch nicht 

unangemessen hart. Es könne von ihr erwartet werden, dass sie ihre 

Teilzeitbeschäftigung ausdehne und für ihren eignen Lebensunterhalt 

sorge, so das OLG. 

Oberlandesgericht Oldenburg, Hinweisbeschluss vom 30.07.2017 und 

Beschluss vom 22.08.2017, 3 UF 92/17, rechtskräftig

Testament: Ausnahmsweise kann auch eine  
„Oberschrift“ gültig sein

Das Kammergericht Berlin hat entschieden, das auch handschriftliche 

Ergänzungen im Testament wirksam sein können, ohne dass sie jeweils 

einzeln unterschrieben wurden. 

Es sei entscheidend, dass der Erblasser eventuelle spätere Änderungen 

seines letzten Willens in der Testamentsurkunde angekündigt hat. Hat 

eine Frau am oberen Rand ihres Testaments mit Datum vermerkt, dass 

sie nachträglich Änderungen und Streichungen vorgenommen hat, 

die einzelnen Änderungen aber nicht unterschrieben, so können sie 

dennoch wirksam sein. Die ursprüngliche Testamentsunterschrift der 

Dame decke ausnahmsweise die nachträglich angebrachten Zusätze. 

Mit dieser so genannten „Oberschrift“ seien die Änderungen in diesem 

Fall erkennbar gedeckt. 

KG Berlin, 6 W 97/16
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Arbeitnehmer

Werbungskosten: Wann sind Fahrten „typischerweise 
arbeitstäglich“?

Vor dem BFH ist ein Verfahren anhängig, in dem es im Zusammenhang 

mit Werbungskosten um die Frage geht, was „typischerweise arbeits-

täglich“ im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 Einkommen-

steuergesetz (EStG) bedeutet und ob die Vorschrift nur dann anwend-

bar ist, wenn der Arbeitnehmer an sämtlichen seiner Arbeitstage den 

vom Arbeitgeber bestimmten Ort aufsuchen soll (VI R 33/17).

Zuvor hatte das Finanzgericht (FG) Sachsen entschieden, dass Arbeit-

nehmer, die auf verschiedenen Baustellen tätig werden und stets den-

selben Sammelpunkt aufsuchen, um von dort in einem Fahrzeug des 

Arbeitgebers zur jeweiligen Baustelle zu gelangen, einer Berufsgruppe 

angehören, die im Normalfall „typischerweise arbeitstäglich“ im Sin-

ne des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG einen vom Arbeitgeber 

festgelegten Ort ansteuert und für die mit einem eigenen Pkw zum 

Sammelpunkt durchgeführten Fahrten deswegen nur in Höhe der Ent-

fernungspauschale als Werbungskosten abgezogen werden können. 

Dies gelte auch, wenn die Arbeitnehmer öfters mehrere aufeinander 

folgende Tage auf auswärtigen Baustellen arbeiten und deswegen 

nicht arbeitstäglich an ihren Wohnort zurückkehren.

Eine „typischerweise arbeitstägliche“ Anfahrt zu einem Sammelpunkt 

ist laut FG anzunehmen, wenn zwar die Anfahrt nicht an jedem Ar-

beitstag stattfindet, jedoch immer dann, wenn der Arbeitnehmer von 

seinem Wohnort aufbricht, um seine Arbeit binnen eines Tages oder 

längerwährend auf einer Baustelle zu verrichten. Gegen dieses Urteil 

ist Revision eingelegt worden.

Bundesfinanzhof, VI R 33/17 und Finanzgericht Sachsen, Urteil vom 

14.03.2017, 8 K 1870/16

Arbeitslosengeld: Keine Sperrzeit nach Altersteilzeit

Wenn eine Arbeitnehmerin am Ende der Altersteilzeit entgegen ihrer 

ursprünglichen Planung nicht sofort Altersrente in Anspruch nimmt, 

sondern zunächst Arbeitslosengeld beantragt, weil sie – bedingt durch 

eine Gesetzesänderung – zu einem späteren Zeitpunkt abschlagsfrei in 

Rente gehen kann, so tritt keine Sperrzeit ein. Dies stellt das Bundes-

sozialgericht (BSG) klar.

Die Klägerin schloss 2006 mit der Stadt Heubach, bei der sie seit 

1982 beschäftigt war, einen Altersteilzeitvertrag, der das bestehende 

unbefristete Arbeitsverhältnis als Bürofachkraft in ein bis 30.11.2015 

befristetes Arbeitsverhältnis umwandelte. Sie hatte ursprünglich be-

absichtigt, nach Ende der Freistellungsphase vorzeitige Altersrente in 

Anspruch zu nehmen. Davon nahm sie erst Abstand, als zum 01.07.2014 

eine abschlagsfreie Rente für besonders langjährig Versicherte einge-

führt worden war und meldete sich deshalb zum 01.12.2015 arbeits-

los. Die Beklagte lehnte aber die Zahlung von Arbeitslosengeld wegen 

des Eintritts einer Sperrzeit für einen Zeitraum von zwölf Wochen ab. 

Die Klägerin habe ihr Beschäftigungsverhältnis ohne wichtigen Grund 

selbst gelöst. Ab 01.03.2016 bezog die Klägerin Altersrente für beson-

ders langjährig Versicherte.

Das Sozialgericht hat die Klage abgewiesen. Im Berufungsverfahren 

hat das Landessozialgericht (LSG) die Sperrzeit im Grundsatz bestä-

tigt. Die Dauer der Sperrzeit sei aber wegen einer besonderen Härte 

auf sechs Wochen zu verkürzen, weswegen die Beklagte die vom LSG 

zugelassene Revision eingelegt hat.

Das BSG hat die Revision der Beklagten zurückgewiesen. Das Verhal-

ten der Klägerin rechtfertige den Eintritt einer Sperrzeit nicht. Diese 

habe ihr Beschäftigungsverhältnis zwar dadurch gelöst, dass sie durch 

eine Altersteilzeitvereinbarung das unbefristete Arbeitsverhältnis in 

ein befristetes umgewandelt hat, wodurch sie nach dem Ende der 

Freistellungsphase zum 01.12.2015 beschäftigungslos geworden ist. 

Jedoch könne sich die Klägerin für ihr Verhalten auf einen wichtigen 

Grund berufen. Für den Fall der Lösung des Beschäftigungsverhältnis-

ses durch Altersteilzeitvertrag habe das BSG bereits mit Urteil vom 

21.07.2009 (B 7 AL 6/08 R) entschieden, dass sich ein Arbeitnehmer 

auf einen wichtigen Grund berufen kann, wenn er bei Abschluss der 

Vereinbarung beabsichtigt, nahtlos von der Freistellungsphase der Al-

tersteilzeit in den Rentenbezug zu wechseln und eine entsprechende 

Annahme bei prognostischer Betrachtung objektiv gerechtfertigt ist. 

Dies sei bei der Klägerin der Fall gewesen.

Dass sie von ihren ursprünglichen Plänen dann im Jahr 2014 Abstand 

genommen hat, weil sich für sie – nachträglich – die Möglichkeit er-

gab, drei Monate nach dem geplanten Rentenbeginn Altersrente ohne 

Abschlag zu beziehen, sei für die Beurteilung des wichtigen Grundes 

unerheblich, meint das BSG. Dieser sei nicht deshalb entfallen, weil die 
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Klägerin entgegen ihrer ursprünglichen Absicht keine Altersrente mit 

Abschlägen beantragt hat. Das Vorliegen eines wichtigen Grundes sei 

inhaltlich und auch zeitlich allein bezogen auf den das Beschäftigungs-

verhältnis auflösenden Akt zu prüfen.

Bundessozialgericht, B 11 AL 25/16 R

Ungerechtfertigte Leibesvisitation kann Arbeitsunfall 
sein

Ist ein Arbeitnehmer allein infolge seiner beruflichen Tätigkeit polizei-

lichen Maßnahmen ausgesetzt und erleidet dieser hierdurch einen Ge-

sundheitsschaden, so ist ein Arbeitsunfall anzuerkennen. Insoweit ist 

nicht von einer „privaten Verrichtung“ auszugehen, wie das Hessische 

Landessozialgericht (LSG) entschieden hat.

Eine Frau arbeitete für die Deutsche Bahn am Service-Point des Fern-

bahnhofs am Frankfurter Flughafen. Während ihrer Tätigkeit übergab 

ihr die Bahnsteigaufsicht einen Rucksack, dessen Inhalt sie im Beisein 

eines Kollegen dokumentierte. Später stellten Beamte der Bundespo-

lizei fest, dass Geld, Schmuck und eine Festplatte aus der Fundsache 

fehlten. Sie nahmen die Frau mit auf das Polizeirevier, wo sie sich kom-

plett entkleiden und einer Leibesvisitation unterziehen musste. In Fol-

ge dieser ungerechtfertigten Maßnahme erlitt die Frau eine psychische 

Erkrankung. 

Die Unfallversicherung lehnte eine Anerkennung als Arbeitsunfall ab. 

Es habe sich bei der polizeilichen Kontrolle um eine private Verrichtung 

gehandelt, die den gesetzlichen Unfallversicherungsschutz unterbro-

chen habe.

Das LSG verurteilte die Unfallversicherung zur Anerkennung der po-

lizeilichen Maßnahmen als Arbeitsunfall. Auslöser und Ursache der 

polizeilichen Maßnahmen sei allein die berufliche Tätigkeit der Bahn-

Mitarbeiterin gewesen, die diese ordnungsgemäß den dienstlichen 

Vorschriften entsprechend ausgeübt habe. Es habe keine privat veran-

lassten Handlungen der Frau gegeben, die Anlass zu den polizeilichen 

Maßnahmen gegeben hätten. Daher sei deren berufliche Tätigkeit ur-

sächlich für das von außen auf ihren Körper einwirkende Ereignis – die 

polizeilichen Maßnahmen – gewesen. Die ungerechtfertigten Maß-

nahmen der Polizei hätten bei der Frau unmittelbar zu Gefühlen des 

Ausgeliefertseins, der Hilflosigkeit und Ohnmacht geführt, sodass ein 

Gesundheitserstschaden vorliege. 

Anders sei dies, wenn ein alkoholisierter Arbeitnehmer sich bei einer 

Verkehrskontrolle der Blutentnahme entziehen oder ein Versicherter 

auf dem Heimweg von seiner Arbeitsstelle bei einer Fahrkartenkont-

rolle seinen Ausweis nicht zeigen möchte und es bei der polizeilichen 

Festnahme zu einer Verletzung kommt. Ein gesetzlicher Unfallver-

sicherungsschutz bestehe in diesen Fällen nicht, so die Darmstädter 

Richter.

Die Revision wurde nicht zugelassen.

Landessozialgericht Hessen, L 3 U 70/14

Vorhalten einer Wohnung aus beruflichen Gründen 
kann Werbungskostenabzug rechtfertigen

Eine Arbeitnehmerin, die bei der Geburt ihres Kindes mit ihrem Le-

bensgefährten an einem anderen Ort zusammenzieht und während 

der Elternzeit ihre Wohnung am bisherigen Arbeitsort beibehält, kann 

die Kosten hierfür unter bestimmten Voraussetzungen als Werbungs-

kosten von der Steuer absetzen. Dies zeigt ein vom Finanzgericht (FG) 

Berlin-Brandenburg entschiedener Fall.

Die Klägerin hatte nach der Elternzeit ihre Tätigkeit bei ihrer bisherigen 

Arbeitsstelle zunächst wieder aufnehmen wollen. Als sich ihre Pläne 

änderten und sie nach der Elternzeit eine Stelle an einem anderen 

Arbeitsort antrat, kündigte sie die bis dato vorgehaltene Wohnung, 

machte die Kosten für deren Vorhalten jedoch in ihrer Einkommen-

steuererklärung geltend. Das beklagte Finanzamt lehnte eine Berück-

sichtigung ab.

Die hiergegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Die Aufwendungen für das 

Vorhalten der Wohnung seien zwar keine Kosten für eine beruflich ver-

anlasste doppelte Haushaltsführung. Sie seien jedoch als Werbungs-

kosten anderer Art abziehbar, so das FG. Es ging davon aus, dass das 

Vorhalten der Wohnung ausschließlich aus beruflichen Gründen er-

folgt ist und denkbare andere, private Gründe entweder gar nicht vor-

lagen oder allenfalls völlig geringfügig und untergeordnet waren. Zwar 

sei bei dieser Überzeugungsbildung ein strenger Maßstab anzulegen. 

Entscheidend für das Gericht war aber zum einen der Umstand, dass 
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die Klägerin an ihrem bisherigen Beschäftigungsort nicht lediglich eine 

vage Aussicht auf ein Arbeitsverhältnis hatte oder gar nur die Absicht, 

sich dort zu bewerben, sondern ein unbefristetes und ungekündigtes 

Arbeitsverhältnis, lediglich unterbrochen durch Mutterschutzzeit und 

Elternzeit, vorlag. Zum anderen war für das FG besonders bedeutsam, 

dass die Kündigung der vorgehaltenen Wohnung im unmittelbaren 

zeitlichen Zusammenhang mit der Begründung des neuen Arbeitsver-

hältnisses erfolgte. 

Hinzu komme, dass der Mietwohnungsmarkt am bisherigen Beschäf-

tigungsort der Klägerin stark belastet ist, so das FG. Es sei für Mietin-

teressenten extrem schwierig, überhaupt eine passende Wohnung zu 

finden. Außerdem sei jeder Wohnungswechsel in der Regel mit einer 

höheren Miete verbunden. Es sei daher bei einem absehbaren Bedürf-

nis nach einer Wohnung nur vernünftig und ratsam, eine bisherige 

Wohnung beizubehalten, auch wenn sie vorübergehend gar nicht be-

nötigt wird.

Abschließend betont das FG, dass es für Werbungskosten keine ab-

schließende Kategorisierung gibt. Auch wenn die Voraussetzungen 

einer doppelten Haushaltsführung nicht vorliegen, könnten daher 

Werbungskosten gegeben sein. Denn darunter fielen rechtlich alle 

Aufwendungen, die durch den Beruf veranlasst sind. Daher fielen 

Aufwendungen, die nicht durch die Nutzung einer Wohnung am der-

zeitigen Beschäftigungsort entstehen, sondern durch das bloße Vor-

halten einer (praktisch kaum bewohnten) Wohnung am zukünftigen 

Beschäftigungsort, unter den Werbungskostenbegriff, wenn, wie hier, 

die Erwerbssphäre bei wertender Betrachtung das auslösende Moment 

sei. Es handele sich um Kosten der eigenen Kategorie «Vorhalten einer 

Wohnung aus ausschließlich beruflichen Gründen».

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 01.06.2017, 3 K 3278/14

Auf Zeitwertkonto eingestellter Arbeitslohn nicht 
bereits bei Einzahlung zu besteuern

Ein auf einem Zeitwertkonto eingestellter Arbeitslohn ist nicht bereits 

bei Einzahlung zu besteuern, sondern fließt dem Arbeitnehmer erst 

in der Auszahlungsphase zu. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg entschieden. Gegen das Urteil ist unter dem Aktenzei-

chen VI R 39/17 die Revision beim Bundesfinanzhof anhängig.

Der Kläger war angestellter Fremdgeschäftsführer einer GmbH. Er 

und die GmbH hatten 2005 eine Vereinbarung zur Einführung von 

Zeitwertkonten geschlossen (Wertguthabenvereinbarung nach § 7b 

Sozialgesetzbuch IV). Diese Vereinbarung sollte es ihm ermöglichen, 

durch die Einzahlung eines Teiles des Gehalts eine spätere Freistellung 

von der Arbeitsleistung, zum Beispiel für eine Vorruhestandsregelung, 

eingehen zu können. Für den Fall eines Arbeitgeberwechsels war ver-

einbart, dass das Wertguthaben auf den neuen Arbeitgeber übertragen 

werden kann.

Zur Rückdeckung schloss die GmbH bei einer Lebensversicherung 

einen Vertrag über die Zeitkontenrückdeckung mit Garantie ab (so 

genanntes Zeitarbeitskonto). In der Folgezeit zahlte die GmbH Teile 

des Gehalts des Klägers direkt in das Zeitarbeitskonto bei der Lebens-

versicherung ein. Der Kläger war nach einer fristlosen Kündigung im 

Februar 2014 nicht mehr Geschäftsführer der GmbH. Er arbeitet seit 

2015 bei einem anderen Arbeitgeber, der sich bereit erklärte, das bei 

der Lebensversicherung abgeschlossene Zeitarbeitskonto vom bisheri-

gen Arbeitgeber zu übernehmen und hieraus entsprechende monatli-

che Auszahlungen an den Arbeitnehmer zu leisten. Die GmbH übertrug 

hierzu das Wertguthaben der Zeitwertkonten des Klägers auf dessen 

neuen Arbeitgeber, der mit dem Kläger im Juni 2015 einen Auszah-

lungsplan vereinbarte. Die laufenden Auszahlungen werden vom Klä-

ger versteuert.

Das Finanzamt meinte, bereits die im Streitjahr 2012 geleisteten Ein-

zahlungen von 39.000 Euro in die Zeitkontenrückdeckungsversiche-

rung seien bei einem GmbH-Geschäftsführer als Arbeitslohn zu quali-

fizieren. Des Weiteren sei die Verzinsung der eingezahlten Beträge bei 

Gutschrift der Zinsen als Einkünfte aus Kapitalvermögen zu versteu-

ern, weil der Arbeitnehmer insoweit eine Forderung gegenüber dem 

Arbeitgeber habe. Die Zinsen betrugen im Streitjahr 2012 laut Aus-

kunft der Versicherung 4.803,63 Euro. 

Im Laufe des Klageverfahrens änderte das Finanzamt seine Rechtsauf-

fassung. Es half der Klage ab, soweit die Verzinsung des Zeitkonten-

rückdeckungsvertrages im Jahr 2012 als Kapitaleinkünfte des Klägers 

erfasst worden war. Streitig blieb aber, ob bereits die Einzahlungen des 

Arbeitgebers auf das Zeitwertkonto als Arbeitslohn zu versteuern seien.

Das FG entschied zugunsten des Klägers, dass der aufgrund einer wirk-

samen Vereinbarung auf dem Zeitwertkonto im Streitjahr 2012 einge-
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stellte Arbeitslohn bei einem GmbH-Geschäftsführer wie dem Kläger 

nicht als Arbeitslohn zugeflossen sei. Als Arbeitslohn zu versteuern sei 

(noch) nicht die Gutschrift auf dem Zeitwertkonto, sondern erst die 

Auszahlung aus diesem. Im Streitjahr 2012 habe weder eine Baraus-

zahlung an den Kläger noch eine Gutschrift auf einem seiner Konten 

stattgefunden. Ein Zufluss könne zwar auch in der Zuwendung eines 

Anspruchs gegen einen Dritten liegen, wenn gerade diese Leistung ge-

schuldet sei.

Im Streitfall habe der Kläger aber noch keinen Anspruch gehabt. Der 

(frühere) Arbeitgeber habe in eigenem Namen und auf eigene Rech-

nung bei einem Dritten, der Lebensversicherung, die Beträge aus der 

Entgeltumwandlung angelegt. Der Kläger habe nach den versiche-

rungsvertraglichen Bestimmungen zunächst keinen Anspruch auf Aus-

zahlung der Versicherungssumme gehabt. Er hätte ohne Zustimmung 

seines Arbeitgebers nicht über die eingezahlten Beträge wirtschaftlich 

verfügen können. Dies sei  nach den Vereinbarungen grundsätzlich erst 

in der Freistellungsphase möglich gewesen und damit nach der Ver-

einbarung eines Auszahlungsplans mit dem (neuen) Arbeitgeber. In-

folgedessen sei noch nicht die Gutschrift auf dem Zeitwertkonto, son-

dern erst die Auszahlung aus diesem zu versteuern. Es komme dadurch 

zu einem Besteuerungsaufschub. Dies gelte auch für die Zinsen. Bei 

Verzinsung des Zeitwertkontos seien die Zinsen keine Einkünfte aus 

Kapitalvermögen, sondern durch das Dienstverhältnis veranlasste Ein-

künfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit, die ebenfalls im Zeitpunkt 

der Auszahlung und nicht schon im Moment der Gutschrift auf dem 

Konto zu versteuern seien. 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 22.06.2017, 12 K 

1044/15

Betriebsratswahl: Sitzverteilung nach d´Hondtschem 
Höchstzahlverfahren ist verfassungsgemäß

Die Anordnung des d´Hondtschen Höchstzahlverfahrens zur Vertei-

lung der Betriebsratssitze bei der Betriebsratswahl in § 15 Absatz 1 

und Absatz 2 der Betriebsverfassungs-Wahlordnung (WO BetrVG) ist 

verfassungsgemäß. Das d´Hondtsche Höchstzahlverfahren verletze 

weder den aus Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz (GG) folgenden Grund-

satz der Gleichheit der Wahl noch die durch Artikel 9 Absatz 3 GG ge-

schützte Koalitionsfreiheit, so das Bundesarbeitsgericht (BAG).

Im Betrieb der Arbeitgeberin fand im Mai 2014 eine Betriebsratswahl 

statt, bei der ein aus 17 Mitgliedern bestehender Betriebsrat gewählt 

wurde. Die Liste V erhielt 557 Stimmen, die Liste D 306 Stimmen 

und die Liste H 279 Stimmen. Die Sitzverteilung wurde nach dem 

d´Hondtschen Höchstzahlverfahren vorgenommen. Danach entfielen 

auf die Liste V neun Sitze und auf die Listen D und H jeweils vier Sitze. 

Die Antrag stellenden Arbeitnehmer haben die Wahl angefochten. Sie 

meinen, das in der Wahlordnung vorgesehene d´Hondtsche Höchst-

zahlverfahren sei verfassungswidrig, da es kleinere Gruppierungen be-

nachteilige. Bei einer Verteilung der Sitze nach dem Verfahren Hare/

Niemeyer oder dem Verfahren Sainte-Laguë/Schepers hätte die Liste 

D fünf Sitze und die Liste V acht Sitze erhalten.

Der Antrag blieb beim BAG – wie bereits in den Vorinstanzen – ohne Er-

folg. Die in § 15 Absatz 1 und 2 WO BetrVG vorgesehene Sitzverteilung 

nach dem d´Hondtschen Höchstzahlverfahren sei verfassungsgemäß. 

Bei der Umrechnung von Wählerstimmen in Betriebsratssitze lasse 

sich bei der Verhältniswahl eine vollständige Gleichheit des Erfolgs-

wertes einer Wählerstimme mit keinem der gängigen Sitzzuteilungs-

verfahren erreichen, da nur ganze Sitze verteilt werden könnten. Da-

her falle die Entscheidung, wie die Sitzverteilung vorzunehmen ist, in 

den Gestaltungsspielraum des Verordnungsgebers. Das d´Hondtsche 

Höchstzahlverfahren fördere zudem die Mehrheitssicherung und diene 

damit einem unter Berücksichtigung der Funktion der betriebsverfas-

sungsrechtlichen Arbeitnehmervertretung anzuerkennenden Ziel. 

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 22.11.2017, 7 ABR 35/16


